
Satzung der Stiftung Zielgerade 

Präambel 

Die Stiftung will Menschen unterstützen, die auf der Zielgeraden oder auf dem Weg zur 
Zielgeraden sind und ihre „Dinge“ und Wünsche noch nicht geregelt haben. 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz und Geschäftsjahr 

Die Stiftung führt den Namen „Stiftung Zielgerade“. 

Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts und wird als Verbrauchsstiftung im 
Sinne des § 80 Abs. 2 Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch für einen begrenzten Zeitraum von 
mindestens 10 Jahren errichtet.  

Sitz der Stiftung ist 71522 Backnang. 

Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck der Stiftung 

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Kinder-, Jugend- und Altenhilfe. 

Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

• Hilfe der Menschen, die im letzten Lebensabschnitt sind, Versäumnisse nachzuholen,  
sofern dies möglich ist. 

• Hilfe der Menschen, vor ihrem letzten Lebensabschnitt ihre wichtigsten Dinge zu regeln. 
• Förderung von Einrichtungen, die Menschen auf ihrem letzten Lebensabschnitt begleiten. 

Die Stiftung kann auch weitere Maßnahmen durchführen, die zur Verwirklichung des 
Stiftungszwecks geeignet sind. Dazu gehört auch die Beschaffung von Mitteln gemäß § 58 Nr. 
1 AO zur Förderung der zuvor genannten steuerbegünstigten Zwecke. 

Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder durch eine Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 
S. 2 AO, sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung gemäß § 58 Nr. 1 AO tätig wird. Die 
Stiftung kann zur Verwirklichung des Stiftungszwecks Zweckbetriebe unterhalten. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 

Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 4 Stiftungsvermögen 

Das Vermögen der Stiftung besteht insgesamt aus  

• dem Grundstockvermögen von 100.000 Euro 
• Zuwendungen (Zustiftungen und Spenden) 
• Erträgen.   



Dem Stiftungsvermögen wachsen die Zuwendungen zu, die dazu bestimmt sind (Zustiftun-
gen). Die Stiftung darf derartige Zustiftungen annehmen. Sie darf auch Zuwendungen ohne 
Zweckbestimmung aufgrund einer Verfügung von Todes wegen oder Mittel aus der freien 
Rücklage dem Stiftungsvermögen zuführen. 

Das Stiftungsvermögen ist nach den Grundsätzen einer ordentlichen Wirtschaftsführung 
ertragreich anzulegen und zu verwalten, sofern es nicht verbraucht wird. Vermögensum-
schichtungen sind zulässig. 

Die Stiftung ist als Verbrauchsstiftung gestaltet. Das Stiftungsvermögen darf zur Verwirk-
lichung des Stiftungszwecks ganz oder teilweise innerhalb von zehn Jahren nach der Gründung 
verbraucht werden. 

Der Stiftungsvorstand darf jährlich höchstens 1/10 des Stiftungsvermögens zur Verwendung 
für satzungsgemäße Zwecke auskehren. Das jeweils zu verwendende Vermögen mindert sich 
um eingetretene Fehlbeträge / Wertminderungen des ursprünglichen Stiftungsvermögens. 

Nicht ausgeschöpfte Beträge dürfen in Folgejahren nachgeholt werden. Zustiftungen dürfen 
grundsätzlich in voller Höhe verbraucht werden. 

§ 5 Verwendung der Vermögenserträge und Zuwendungen 

Die Stiftung verfolgt ihren Stiftungszweck durch den Verbrauch des Grundstockvermögens aus 
den Erträgen des Stiftungsvermögens und aus dem sonstigen Stiftungsvermögen. 

Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, soweit dies im 
Rahmen der steuerlichen Gemeinnützigkeit zulässig ist. 

Zur Werterhaltung können im Rahmen des steuerrechtlich Zulässigen Teile der jährlichen 
Erträge zur Substanzerhaltung und als Inflationsausgleich einer freien Rücklage zugeführt 
werden. 

Im Rahmen des steuerrechtlich Zulässigen kann die Stiftung Mittel einer anderen steuer-
begünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts zur 
Vermögensausstattung zuwenden. 

Ein Rechtsanspruch Dritter auf Gewährung der jederzeit widerruflichen Förderleistungen aus 
der Stiftung besteht aufgrund dieser Satzung nicht. 

§ 6 Organ der Stiftung 

Das Organ der Stiftung ist der Vorstand. 

Die Mitglieder des Stiftungsorgans sind ehrenamtlich für die Stiftung tätig. Sie haben Anspruch 
auf Ersatz der ihnen entstandenen Auslagen und Aufwendungen. Durch Beschluss kann ihnen 
auch eine angemessene pauschale Aufwandsentschädigung gewährt werden. Dabei ist das 
Gebot der Sparsamkeit zu beachten. Den Vorstandsmitgliedern kann für ihre Tätigkeit auch 
eine angemessene Vergütung gewährt werden, wobei auch hier das Gebot der Sparsamkeit zu 
beachten ist. 

Bei ihrer Tätigkeit haben die Organmitglieder darauf zu achten, dass die Steuerbefreiung der 
Stiftung nicht gefährdet wird. 

 

 



§ 7 Vorstand 

Der Vorstand besteht aus einem Mitglied und kann um zwei weitere Mitglieder ergänzt werden.  

Der erste Vorstand wird vom Stifter bestellt. Danach ergänzt sich der Vorstand durch Koop-
tation. Der Stifter hat als Vorstandsmitglied das Recht, den ersten Vorsitzenden und den 
ersten stellvertretenden Vorsitzenden zu bestimmen. 

Das Amt eines Vorstandsmitgliedes endet durch: 

• Abberufung durch den Vorstand 
• Tod des Mitglieds 
• Amtsniederlegung des Mitglieds,  

sie ist jederzeit zulässig und schriftlich gegenüber der Stiftung zu erklären 

Vorstandsmitglieder können durch Abwahl aus wichtigem Grund abberufen werden. Ein 
wichtiger Grund liegt z.B. vor, wenn das Mitglied einer groben Pflichtverletzung schuldig oder 
wenn es unfähig zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung ist. Das betroffene Mitglied ist von 
der Stimmabgabe ausgeschlossen, muss jedoch vorher angehört werden. 

Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und bei Bedarf einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. Der stellvertretende Vorsitzende hat die Rechte des Vorsitzenden, wenn dieser 
verhindert ist oder ihn mit seiner Vertretung beauftragt. Die ersten Mitglieder des Vorstands 
sowie Änderungen in der Zusammensetzung des Vorstands sind der Stiftungsbehörde von dem 
Vorstand in seiner neuen Zusammensetzung unverzüglich mitzuteilen. 

Wiederbestellungen sind zulässig. Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt zehn Jahre.  

§ 8 Aufgaben des Vorstandes 

Der Vorstand ist das geschäftsführende Organ der Stiftung. Er entscheidet in allen 
grundsätzlichen Angelegenheiten nach Maßgabe der Satzung in eigener Verantwortung und 
führt die laufenden Geschäfte der Stiftung. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters 
und vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.  

Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes sind einzelvertretungsberechtigt. Im lnnenverhältnis 
vertritt der Vorsitzende des Stiftungsvorstandes die Stiftung allein, für den Fall der 
Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende. 

Der Vorstand hat im Rahmen des Stiftungsgesetzes und dieser Stiftungssatzung den Willen des 
Stifters so wirksam wie möglich zu erfüllen. Er ist zur gewissenhaften und sparsamen 
Verwaltung des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet und hat die 
Stiftungserträge entsprechend den Gesetzen und der Satzung zu verwenden. Zu seinen 
Aufgaben gehören alle laufenden Angelegenheiten der Stiftung, insbesondere: 

• die Verwaltung des Stiftungsvermögens einschl. der Buchführung und Aufstellung der 
Jahresabschlüsse 

• die Verwendung der Stiftungsmittel 
• die Wahrnehmung der Berichtspflichten gegenüber der Aufsichtsbehörde, insbesondere die 

Vorlage der geprüften Jahresrechnung mit Vermögensübersicht sowie des Berichts über die 
Erfüllung des Stiftungszwecks 

• die Abwicklung sämtlicher stiftungs- und steuerrechtlicher Angelegenheiten mit den 
zuständigen Behörden. 

 



Der Vorstand hat für jedes Geschäftsjahr eine Jahresrechnung mit einer Vermögensübersicht 
und einem Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks aufzustellen bzw. aufstellen zu 
lassen. Diese Unterlagen sind nach der Feststellung durch den Vorstand jährlich innerhalb von 
6 Monaten nach Ende eines Geschäftsjahres der Stiftungsbehörde mit einem internen oder 
externen Prüfvermerk vorzulegen. 

Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse, der Erledigung seiner Aufgaben und insbesondere der 
Wahrnehmung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einen Geschäftsführer bestellen und 
Sachverständige hinzuziehen. In diesem Fall hat der Geschäftsführer die Stellung eines 
besonderen Vertreters im Sinne des § 30 BGB. 

§ 9 Beschlussfassung des Vorstandes 

Der Vorstand entscheidet durch Beschluss. Die Beschlüsse werden in Sitzungen gefasst. 

Sitzungen des Vorstands sind abzuhalten, so oft es die Belange der Stiftung erfordern, jedoch 
mindestens einmal jährlich oder wenn ein Vorstandsmitglied die Einberufung verlangt. Die 
Einberufung erfolgt schriftlich durch den Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen, In begründeten Eilfällen kann die Frist auch verkürzt werden. 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist  
oder - im Falle des folgenden Absatzes - an der Beschlussfassung mitwirken. Die Vorstand-
mitglieder können sich gegenseitig durch entsprechende Vollmacht vertreten. 

Auf Anordnung des Vorsitzenden können Beschlüsse auch im Wege der schriftlichen Umfrage, 
der telefonischen Umfrage oder der Umfrage per E-Mail gefasst werden, wenn kein Vorstands-
mitglied widerspricht. Wird eine schriftliche Abstimmung oder eine Abstimmung per E-Mail 
durchgeführt, so ist in der vom Vorsitzenden den übrigen Vorstandsmitgliedern zuzuleitenden 
Aufforderung zur Stimmabgabe eine angemessene Frist für die Stimmabgabe bzw. die 
Erklärung des Widerspruchs festzulegen. Vorstandsmitglieder, die nicht fristgemäß ihre 
Stimme abgeben oder der Beschlussfassung nicht fristgemäß widersprechen, können an der 
Beschlussfassung nicht mitwirken bzw. ihr Widerspruch bleibt unbeachtet. Auf diesen Umstand 
ist in der Aufforderung hinzuweisen. Das Ergebnis der Abstimmung ist allen Vorstandsmitglie-
dern schriftlich mitzuteilen. 

Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Jedes 
Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden.  

Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und von mindestens einem seiner Mitglieder 
zu unterzeichnen. Nicht anwesende Mitglieder sind von den gefassten Beschlüssen schriftlich 
zu unterrichten. 

§ 10 Vertretung der Stiftung nach außen 

Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung eines 
gesetzlichen Vertreters und handelt durch seinen Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter. 

Der Vorstand kann durch Beschluss allen oder einzelnen seiner Mitglieder Einzelvertretungs-
befugnis und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilen. 

 

 



§ 11 Satzungsänderung, Änderungen des Stiftungszwecks, Zusammenlegung,  
          Aufhebung 

Satzungsänderungen sind bei Wahrung des Stiftungszwecks und unter Beachtung des 
ursprünglichen Willens des Stifters zulässig, wenn sich zur Aufrechterhaltung des Stiftungs-
betriebs die Notwendigkeit dazu ergibt. Hierzu ist ein Beschluss des Vorstands erforderlich, der 
mindestens mit einer Zweidrittelmehrheit aller Vorstandsmitglieder zustande kommt. 

Die Stiftungsorgane können die Auflösung beschließen, sobald der Wert des Stiftungsvermö-
gens im Jahresabschluss weniger als 1/10 des Wertes des im Stiftungsgeschäft zugesagten 
Grundstockvermögens beträgt. 

Beschlüsse über die Änderung des Stiftungszwecks sowie über die Zusammenlegung oder 
Aufhebung der Stiftung sind nur zulässig, wenn die dauerhafte und nachhaltige Erfüllung des 
Stiftungszwecks unmöglich geworden ist. Der ursprüngliche Wille des Stifters ist nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen. Die Beschlüsse bedürfen einer Zweidrittelmehrheit aller 
Mitglieder des Vorstands. 

Beschlüsse zu Satzungs- und Zweckänderungen sowie zur Aufhebung oder Zusammenlegung 
der Stiftung bedürfen der Genehmigung durch die Stiftungsbehörde. Der Finanzverwaltung 
sind die Beschlüsse anzuzeigen, bei Satzungsänderungen, die steuerrechtliche Vorgaben 
betreffen, bei Zweckänderungen oder bei Änderungen der Regelungen zum Vermögensanfall 
ist eine Auskunft der Finanzverwaltung zur Steuerbegünstigung einzuholen. 

§ 12 Vermögensanfall 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist das 
Vermögen der Stiftung zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die 
zukünftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes 
ausgeführt werden. 

§ 13 Stiftungsbehörde 

Stiftungsbehörde ist das Regierungspräsidium Stuttgart. 

Die Stiftungsbehörde ist auf Wunsch jederzeit über die Angelegenheiten der Stiftung zu unter-
richten. Änderungen der Stiftungsanschrift oder in der Zusammensetzung des vertretungs-
berechtigten Stiftungsorgans sind unaufgefordert anzuzeigen. Die Jahresrechnung mit einer 
Vermögensübersicht und einem Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks ist der 
Stiftungsbehörde innerhalb von sechs Monaten nach Ende eines jeden Geschäftsjahres  
unaufgefordert vorzulegen. Die Stiftung unterliegt der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe des 
im Land Baden-Württemberg geltenden Stiftungsrechts. 

§ 14 Inkrafttreten, Beendigung 

Die Stiftungssatzung tritt mit Anerkennung der Stiftung als rechtsfähig in Kraft. 
Die Stiftung wird für eine Dauer von mindestens 10 Jahren seit Anerkennung errichtet. 

71522 Backnang, den 20. Juli 2018 


